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Steuerpolitik

Geldentwertung und Nominalwertprinzip 
in der Besteuerung

Gerhard Zeitei, Mannheim

Die Diskussion um die anhaltend hohe Geld­
entwertung in der Bundesrepublik, für die sich 

im Augenblick noch immer keine Umkehrtendenz 
abzeichnet, wird vornehmlich unter dem Gesichts­
punkt der laufenden wirtschaftlichen Prozeßsteue­
rung geführt. Bei einem Andauern der Preisstei­
gerungen im Umfang der letzten Jahre, d. h. mit 
Sätzen von 5 bis 7°/o bei den Lebenshaltungs­
kosten, ist es unerläßlich, die ordnungspoiitischen 
Konsequenzen einer solchen Entwicklung stärker 
zu berücksichtigen. Sie dürften wesentlich gra­
vierender sein, als dies bislang in den Erörterun­
gen erkennbar wird. Es geht dabei um Grundsatz­
fragen unserer Wirtschafts-, Währungs-, Sozial- 
und Rechtsordnung schlechthin. Auch bei einer 
bewußten oder unbewußten Vernachlässigung der 
damit aufgeworfenen Fragen durch die Regierung 
ist mit Sicherheit damit zu rechnen, daß diese zu 
verfassungsrechtlichen Auseinandersetzungen An­
laß geben. In diesem Zusammenhang sei auf das 
Urteil des BFH ’) und den Beschluß des Verfas­
sungsgerichtes *) verwiesen.

Fiktion der Geldwertstabiiität

Neben der Währungs- und Soziaiordnung werden 
durch die hohe Geldentwertung im besonderen 
Maße Grundsatzfragen der Steuergestaltung be­
rührt. Auf solche steuerpolitischen Hauptprobleme 
soll im folgenden hingewiesen werden. Betroffen 
wird insbesondere das sogenannte Nommalwert­
prinzip, das der Besteuerungswelse in unserem 
Lande gegenwärtig zugrunde liegt. Auch die zur 
Zeit so viel diskutierten steuerlichen Reformvor­
schläge basieren bislang ausgesprochen oder 
unausgesprochen auf der Beibehaltung dieses 
Grundsatzes. Zumeist verbunden mit der Beto­

nung dieses Prinzips ist die nunmehr immer frag­
würdiger werdende Maxime, daß die Sicherung 
der Geldwertstabilität Vorrang vor entsprechenden 
Anpassungsmaßnahmen hätte.

Das Nominalwertprinzip in der Besteuerung be­
sagt, daß Geldwertschwankungen bei der Fest­
setzung und Erhebungsweise der Steuern 
unberücksichtigt bleiben. Als Maßstab für solche 
Geldwertänderungen dienen vornehmlich die Be­
wegungen des Preisindex der Lebenshaltungs­
kosten. In unserem Steuerrecht gilt also der Satz 
„Mark =  Mark“ , d. h. zum Beispiel eine Mark 
Schulden sind gleich eine Mark Forderungen, eine 
Mark an Sachanlagen sind gleich eine Mark in 
Geldanlagen, und eine Mark Kaufkraft von gestern 
wird gleich einer Mark von heute gesetzt. Es wird 
also im Steuerrecht — von vereinzelten Ausnah­
men abgesehen — von der Fiktion der Geldwert­
stabilität ausgegangen, und es bedarf keiner 
großen Erörterung, daß die Einhaltung dieses 
Grundsatzes um so größeres Gewicht hat, je 
längerfristig der Zeitraum ist, der für die Besteue­
rung relevant wird. Das Nominalwertprinzip be­
rührt die Erbschaftsteuer und Vermögensteuer 
zum Beispiel stärker als die Einkommen- und Um­
satzsteuer; es ist indessen in Teilaspekten für 
die meisten gegenwärtig erhobenen Steuern be­
achtlich.
Die Fiktion einer Geldwertstabilität bei der Be­
steuerung wird nun um so weniger haltbar, je 
höher die gesamtwirtschaftlichen Preissteigerungs-

') BFHE, Bd. 89, S. 422 ff. 
2) HFR, 1969, S. 347.
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raten sind. Die durch die gegenwärtige Geldent­
wertung eingetretenen Verzerrungen und Unge- 
rechtigi<eiten in der Besteuerung sind aber bereits 
so beachtlich, daß hieran bei der anstehenden 
Gesetzgebung nicht mehr länger vorübergegangen 
werden l<ann. Die Gieichgüitigl<eit der Regierung 
in dieser Hinsicht ist bestürzend.

Budgetäre Konsequenzen

Übersteigt die effektive Geldentwertungsrate die 
regierungsamtliche Projektion der Preissteige­
rung, so hat dies zunächst einen weitgehenden 
Manipulierungsspielraum für die Budgetgestaltung 
und Finanzplanung zur Folge. Die Finanzkontrolle 
des Parlaments wird dadurch weiter — als dies 
ohnehin aus einer Reihe von Gründen der Fall 
ist — ausgehöhlt. Infolge der zu gering einge­
schätzten Preissteigerungsraten entstehen mehr 
oder weniger erhebliche unprojektierte steuerliche 
Mehreingänge, die zu Mehrausgaben in einem 
breiten politischen Ermessensspielraum anreizen 
und praktisch auch immer vorgenommen werden. 
Dieser Sachverhalt kann nicht damit abgetan wer­
den, daß als Folge ungeplanter inflationärer 
Steuermehreinnahmen aus dem gleichen Grunde 
in anderen Aufgabenbereichen Mehrausgaben ent­
stehen. Daraus würde ohne speziellen Nachweis 
und Beratungspflicht eine einseitige politische 
Entscheidungswillkür der Regierung resultieren.

Weiterreichend als die budgetären Konsequen­
zen sind die Geldwertänderungen für die Steuer­
gestaltung in engerem Sinne.

Verschärfung der Progression

Die Tarifgestaltung und insbesondere die hiermit 
verbundenen Freibeträge, Freigrenzen und Pau­
schalen bei einigen Hauptsteuern basieren auf 
bestimmten Kaufkraftverhältnissen, wie sie bei 
der Einführung der Gesetzesnorm gegeben sind, 
und stellen nach dem Nominalwertprinzip auf 
deren Beibehaltung ab. Verschlechtert sich indes­
sen der Geldwert, so resultieren hieraus nicht 
nur geplante oder ungeplante überproportionale 
Mehrbelastungen, sondern ebenso gewollt oder 
ungewollt Belastungsverschiebungen bei den 
Steuerpflichtigen. Während zum Beispiel bei der 
Einkommensteuer die Verschärfung der direkten 
Progressionen bei nominalen Einkommenssteige­
rungen von den — meist differenzierten -  Preis­
bewegungen bei den relevanten Lebenshaltungs­
kosten einzelner Bevölkerungsgruppen abhängen, 
wird die indirekte Progression als Folge verschie­
dener steuerlich zulässiger Abzugsbeträge (Grund­
freibeträge, Werbungskostenpauschalen, Sonder­
ausgabenpauschalen usw.) in jedem Fall verstärkt. 
Indirekt hat also eine Geldentv/ertung bei unver­
änderten nominalen Ausgangswerten immer einen

negativ zu bewertenden Umverteilungseffekt zur 
Folge bzw. führt zu einer größeren Steuerun­
gerechtigkeit gegenüber der Ausgangsposition. 
Die real gewollte Sicherung eines bestimmten 
steuerfreien Grundbetrages für Bezieher kleinerer 
Einkommen ist nicht mehr gegeben. Ebenso geht 
eine häufig mit Pauschalbeträgen gewollte steuer­
liche Vereinfachung verloren. Derartige nominale 
Freibeträge, Freigrenzen und Pauschalierungs­
regelungen finden sich nun nicht nur bei der 

^Einkommensbesteuerung, sondern auch bei den 
‘meisten anderen Abgaben. Sie sind besonders 
bedeutsam für die Tarifgestaltung bei der Ver­
mögen-, Erbschaft- und Gewerbesteuer.

Bei anhaltend hoher Geldentwertungsrate dürfte 
es unvermeidlich werden, alle erwähnten Rege­
lungen und ebenso die Tarifgestaltung selbst 
häufiger anzupassen, weil andernfalls eine ge­
wollte bzw. willkürliche Beiastungsverzerrung ein- 
tritt, und zwar überwiegend zuungunsten der so­
zial schwächeren Bevölkerungsgruppen.

Verzerrungen 
in den Giäubiger-Schuidner-Beziehungen

Das Nominalwertprinzip hat auch zur Folge, daß 
die gegensätzliche Wirkung einer anhaltenden 
Geldentwertung auf die Schuldbeziehung außer 
Betracht bleiben. Während diejenigen Personen 
oder Institutionen, die zur Geldvermögensbildung 
beitragen, also sparen oder Gelddarlehen gewäh­
ren, bei gegebenen Zinssätzen einen der Infla­
tionsrate entsprechenden Substanzverlust erleiden, 
wird den Schuldnern umgekehrt eine reale Wert­
minderung der aufgenommenen Gelder zuteil. 
Dieser Sachverhalt führt zu einer ungleichen Be­
handlung von Steuerpflichtigen innerhalb einer 
Wirtschaftsgruppe in Abhängigkeit vom Umfang 
ihrer Kreditgeschäfte. Beachtlich erscheint auch 
in diesem Falle ein negativer Verteilungseffekt. 
Dieser resultiert aus dem Tatbestand, daß die 
Ersparnisbildung ganz überwiegend in breiten 
Schichten der privaten Haushalte erfolgt, die 
Kredite aber vor allem von Unternehmungen und 
öffentlichen Haushalten aufgenommen werden.

Im Hinblick auf die steuerliche Behandlung der 
Kreditbeziehung kann nun freilich die Zinsgestal­
tung nicht übersehen werden. Ohne daß hier auf 
die recht komplexen Beziehungen zwischen Geld­
entwertung und Zinsgestaltung eingegangen wer­
den kann, ist ein realer Wertausgleich durch 
entsprechende Zinsbewegungen denkbar. Inwie­
weit indessen die tatsächliche Zinsentwicklung, 
insbesondere auch in den verschiedenen Berei­
chen der Kreditbeziehungen, den Geldentwertungs­
prozeß widerspiegeln, ist eine steuerlich schwer 
eindeutig abgrenzbare Tatfrage. Und in diesem 
Zusammenhang auf die Prämienzahlung als Aus­
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gleich zu verweisen, wie dies schon geschehen 
ist, würde nicht nur eine Aufgabe der hiermit 
verbundenen Ziele beinhalten, sondern darüber 
hinaus eine ungerechtfertigte Teillösung bedeuten.

Sollen die aufgezeigten Verzerrungen in den 
Gläubiger-Schuldner-Beziehungen aufgrund der 
Geldwertverschlechterung steuerlich bereinigt wer­
den, bedarf es vielmehr spezieller Maßnahmen 
bei der Schuld- und Forderungsbewegung und/ 
oder der Zinserfassung in Gestalt von Ab- und 
Zuschlägen in Anlehnung an die eingetretenen 
Substanzverluste und -gewinne.

Substanzverluste bei Vermögenswerten

Mit den vorhergehenden Erörterungen wird ein 
weiteres Grundproblem angedeutet, das mit dem 
Nominalwertprinzip verbunden ist, nämlich die 
weitgehende Gleichbehandlung von Geld- und 
Sachvermögenswerten. Während Besitzer von 
Geldvermögen bei inflationärer Entwicklung, wie 
dargelegt, zumeist einen Substanzveriust erieiden, 
erfahren Sachwertbesitzer überwiegend nominelle 
Wertsteigerungen, ohne daß diese allgemein und 
ohne größere zeitliche Verzögerung steuerlich 
relevant wird. Das gilt insbesondere für einheits­
wertabhängige Steuern (Vermögen-, Grund- und 
Gewerbesteuer), wenn und solange keine zeitnahe 
Neubewertung erfolgt. Eine jähriiche Neubewer­
tung der gesamten steuerlichen Vermögen dürfte 
Indessen verv/altungs- und bewertungstechnisch 
kaum zu realisieren sein. Und das in diesem 
Zusammenhang erwogene Multiplikatorverfahren 
bedeutet wiederum.eine wenig befriedigende Teil­
lösung. Die individuellen Wertänderungen können 
sich sehr abweichend von den durchschnittlichen 
Preisbewegungen abheben, so daß sich neue 
Ungerechtigkeiten ergeben. Je ungleicher die 
Preissteigerungstendenzen sich auf die verschie­
denen Wirtschaftsbereiche auswirken, um so 
schwerer lassen sich befriedigende steuerliche 
Ausgleichsregelungen finden.

Wiederum verdient festgehalten zu werden, daß 
durch die gegenwärtige steuerliche Verfahrens­
weise im allgemeinen die Besitzer kleinerer Ver­
mögen, die ihre Ersparnisse zumeist in Geldform 
anlegen, benachteiligt werden. Besonders betrof­
fen sind weiterhin alle Personenkreise, die ihre 
Altersversorgung selbst aufbauen müssen und 
nicht an einer dynamischen Rentensicherung par­

tizipieren; so vor allen die Angehörigen der freien 
Berufe.

Expropriation von Eigentümern?

Eine anhaltend hohe Geldentwertung löst ferner 
besondere Schwierigkeiten bei allen Besteue­
rungsvorgängen aus, die sich auf die Erfassung 
längerfristig begründeter Veräußerungsgewinne 
oder Wertsteigerungen richten, wie zum Beispiel 
im Rahmen der Einkommensbesteuerung, im wei­
teren Sinne aber auch der Erbschaftsbesteuerung, 
schließlich auch bei der neuerdings erwogenen 
Wertzuwachssteuer beim Grundvermögen.

Bei der Erbschaftsbesteuerung ergibt sich in Ab­
hängigkeit von der allgemeinen Preissteigerungs­
rate eine gegenüber der gesetzlichen Ausgangs­
situation unter Umständen erhebliche Verschärfung 
des realen Substanzeingriffes, der mit der Abgabe 
verbunden ist. Bei der Veräußerung von Vermögen 
oder der spezifischen Erfassung nicht realisierter 
Wertsteigerung — zum Beispiel im Falle einer 
Bodenwertzuwachssteuer -  ergeben sich insbe­
sondere dann steueriich kaum hinnehmbare, in 
jedem Falle aber ungerechte Folgewirkungen, 
wenn eine Veräußerung faktisch oder rechtlich 
unausweichlich ist bzw. den Betroffenen eine Sub­
stanzerhaltung unmöglich gemacht wird. Von spe­
ziellen Bodenwertgewinnen kann, ganz abgesehen 
von den Sonderproblemen leistungsbedingter 
Wertzuwächse, überhaupt erst dann gesprochen 
werden, wenn und insoweit diese über die all­
gemeine Geldentwertungsrate hinausgehen. Und 
eine Substanzabgabe, die es dem Veräußerer zum 
Beispiel eines Eigenheimes unmöglich macht, ein 
gleichartiges Objekt an einer anderen Stelle wie­
der zu erwerben, würde sicher die steuerliche 
Gerechtigkeit nicht mehren, sondern mindern.

In jedem Fall wird die Beibehaltung des Nominal­
wertprinzips um so fragwürdiger, je länger bei 
anhaltender Geldentwertung der steuerlich rele­
vante Erfassungszeitraum ist. Nuj eine Gesetz­
gebung, die längerfristig eine Expropriation von 
Eigentümern zum Ziele hat, kann ohne steuer­
liche Wertkorrekturen entsprechend den eingetre­
tenen allgemeinen Preissteigerungen in den zuvor 
erwähnten Besteuerungsfällen auskommen. Der­
artige Wertkorrekturen sind freilich wiederum mit 
erheblichem Verwaltungsaufwand verbunden und 
um so schwieriger gerecht zu gestalten, je häufi­
ger und -  hinsichtlich des Umfanges der erfaßten
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Vermögenswerte — je weitreichender sie gestaltet 
werden müssen.

Problematische Gewinnermittlung

Bel Geltung des Nominalwertprinzips sind die 
Folgewirkungen einer anhaltend hohen Geldent­
wertung am schwerwiegendsten für die steuer­
liche richtige Ermittlung der Gewinneinkünfte. Die 
hiermit verbundenen Fragen wurden in Verbindung 
mit den Erfahrungen der Hyperinflation nach dem 
Ersten Weltkrieg ausführlich diskutiert und sollen 
hier im einzelnen nicht dargelegt werden. Bei­
spielhaft sei auf zwei Zentralprobleme eingegan­
gen, nämlich die Substanzerhaltung der Unter­
nehmungen und die steuerliche Erfassung von 
Zinsgewinnen.

Von einem Zinsertrag aus Vermögensanlagen 
kann real nur in dem Maße gesprochen werden, 
wie der Nominalzins über die Geldentwertungs­
rate hinausgeht. Übersteigt die Besteuerung die 
reale Verzinsung, so liegt letztlich eine Substanz­
belastung vor. Um sie zu vermeiden, müßten also 
die nominellen Zinsen aufgespalten werden in 
eine Ertragskomponente und in eine Komponente, 
die als Ausgleich für die eingetretene Wertminde­
rung des eingesetzten Kapitals zu betrachten ist. 
Nur der Ertragstell wäre dann der Besteuerung 
zu unterwerfen. Systemgerecht müßte dann aller­
dings auch der Schuldzinsenabzug beim Kapital­
schuldner berichtigt werden.

Wird freilich in Betracht gezogen, daß die Kredit­
märkte zahlreiche Teilmärkte mit divergierenden 
Zinsbewegungen umfassen oder umschließen, so 
mag wiederum deutlich werden, welche Verwal­
tungsschwierigkeiten entsprechende Sonderrege­
lungen im Hinblick auf einen allgemeinen Geld­
entwertungsprozeß auslösen.

Benachteiligung durch Scheingewinnbesteuerung

Quantitativ noch gewichtiger ist die steuerliche 
Abschreibungsregelung bei der Gewinnermittlung 
der Unternehmungen. Bei allgemein steigenden 
Preisen reichen die verdienten Abschreibungs­
werte, die sich auf die Anschaffungs- und Herstell­
kosten beziehen, nicht aus, um einen gleichwerti­
gen Ersatz für abgenutzte Güter zu gewährleisten. 
Unter diesen Bedingungen erfolgt also im Rahmen 
des geltenden Nominalwertprinzips eine Schein­
gewinnbesteuerung. Ihr Ausmaß richtet sich nach 
der Differenz zwischen Wiederbeschaffungswert 
und Anschaffungswert gleichartiger Wirtschafts­
güter. Eine derartige Scheingewinnbesteuerung 
trifft nun praktisch Unternehmungen verschiedener 
Größe nicht gleichartig. Sie benachteiligt stärker 
kleinere und mittlere Betriebe mit diskontinuier­
licher Investitionstätigkeit

Nun ist gewiß nicht zu verkennen, daß praktisch 
die Gefahren einer derartigen Scheingewinnbe­
steuerung für die Substanzerhaltung der Unter­
nehmungen von der tatsächlichen Gewinnentwick­
lung, dem Besteuerungsniveau und der Höhe der 
Geldentwertungsrate abhängig ist. Je höher die 
Gewinnsteuerlast gestaltet wird und je größer die 
allgemeinen Preissteigerungsraten sind, um so 
mehr ist freilich eine Abkehr vom Nominalwert­
prinzip geboten.

Dies könnte durch eine steuerlich zulässige Ab­
schreibung zu Wiederbeschaffungskosten und 
einer damit verknüpften steuerfreien Substanz­
erhaltungsrücklage geschehen. Auch in diesem 
Falle ergeben sich freilich erhebliche Verwaltungs- 
bzw. Bemessungsschwierigkeiten bei der Festle­
gung der zulässigen Wiederbeschaffungswerte. 
Individuelle Wiederbeschaffungswerte und allge­
meine Geldentwertungsraten divergieren zumeist, 
so daß willkürliche Ermessungsentscheidungen 
kaum auszuschließen wären.

Abkehr vom Nominalwertprinzip?

Bei anhaltender Geldentwertung verschärft sich 
schließlich auch eine andere steuerliche Unge­
rechtigkeit, die mit der gegenwärtigen Erhebungs­
praxis der Steuern verbunden ist. Die Steuerzah­
lungen erfolgen bekanntlich mit einer recht 
unterschiedlichen Zeitverzögerung, wie sich am 
Beispiel der Zahlungen für Lohn- und veranlagte 
Einkommensteuer zeigen läßL Je höher die Geld­
entwertungsrate sich gestaltet, um so lohnender 
wird es, Steuerzahlungen im Rahmen legaler 
Möglichkeiten hinauszuschieben. Mit dem Zinsge­
winn verbindet sich dann ein zusätzlicher Geld­
entwertungsgewinn. Unabhängig von der Frage 
der Verzinsungspflicht für verzögerte Steuerzah­
lung müßte bei höheren Geldentwertungsraten mit 
entsprechenden Zinszuschlägen bzw. -abschlägen 
operiert werden.

Aus dem Vorhergehenden mag deutlich geworden 
sein, in welchem Umfange durch die gegenwärtige 
Preisentwicklung die Besteuerung nach dem Nomi­
nalwertprinzip zu Verzerrungen und Ungerechtig­
keiten in der Besteuerung führt. Es dürfte freilich 
ebenso erkennbar geworden sein, daß eine Ab­
kehr vom Nominalwertprinzip neue Ungerechtig­
keiten in der Besteuerung und erhebliche Kom­
plizierungen hervorrufen würde. Das Bemühen um 
mehr Preisstabilität sollte gerade aus ordnungs­
politischen Gründen ein anderes Gewicht erfahren, 
als es gegenwärtig der Fall ist. Andernfalls dürfte 
das Nominalwertprinzip kaum aufrechtzuerhalten 
sein, schon gar nicht „kompromißlos", wie der 
Wissenschaftliche Beirat beim Bundesfinanzmini­
sterium vor einiger Zeit es formulierte.
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